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Satzung des Vereins  

„Internationale Gesellschaft für Schulbuch- und 

Bildungsmedienforschung e.V. (International Society for Research on 

Textbooks and Educational Media e.V.)“ 
 

 

1. Abschnitt: Name, Sitz und Zweck des Vereins 
 

§ 1  Name und Sitz des Vereins 

 

(1) Die Unterzeichner dieser Satzung gründen einen Verein, der in das Vereinsregister  

eingetragen werden soll. 

 

(2) Der Verein führt den Namen „Internationale Gesellschaft für Schulbuch- und  

Bildungsmedienforschung e.V. (International Society for Research on Textbooks and 

Educational Media e.V.)“ und hat seinen Sitz in Augsburg. 

 

 

§ 2  Zweck des Vereins 

 

(1) Zweck des Vereins ist die umfassende Förderung der Wissenschaft und Forschung im  

Bereich von Schulbüchern. 

 

(2) Zu den Aufgaben zählen insbesondere 

a) die historische und systematische Erforschung von Schulbüchern 

b) die Analyse von Schulbuchsammlungen 

c) das Erfassen der politischen, pädagogischen und didaktischen Aspekte von  

    Schulbüchern 

d) die Abhaltung wissenschaftlicher Lehr- und Vortragsveranstaltungen 

 

(3) Aufgabe des Vereins ist ferner die Veröffentlichung der aus den Aufgaben hervorgehenden  

 Forschungstätigkeit. 

 

(4) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des  

Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung 1977. 

Der Verein ist selbstlos tätig: er verfolgt nicht in erster Linie eigenwissenschaftliche Zwecke. 

 

(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden.  

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

 

Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck der Körperschaft fremd sind oder  

durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 
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2. Abschnitt: Mitgliedschaft 
 

§ 3  Erwerb und Beginn der Mitgliedschaft 

 

(1) Mitglied des Vereins kann jede natürliche und juristische Person werden. 

 

(2) Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den Verein ein schriftliches Aufnahmegesuch  

zu richten. Über die Aufnahme als Mitglied entscheidet der Vorstand durch Beschluss. Die 

Mitgliedschaft beginnt mit der Beschlussfassung: der Beschluss ist dem Mitglied schriftlich 

oder mündlich mitzuteilen. 

 

 

§ 4  Beendigung der Mitgliedschaft  

 

(1) Die Mitgliedschaft endet durch  Austritt, Ausschluss oder Tod. 

 

(2) Der Austritt ist jederzeit möglich. Er ist dem Vorstand gegenüber schriftlich zu erklären. 

 

(3) Ein Mitglied kann vom Verein nur aus wichtigem Grunde ausgeschlossen werden. Ein  

wichtiger Grund liegt insbesondere vor, wenn sich das Mitglied eines schweren Verstoßes 

gegen die Interessen des Vereins schuldig gemacht hat. 

 

(4) Über den Ausschluss entscheidet die Mitgliederversammlung. Ein Anspruch auf Rücker- 

stattung von Beiträgen besteht nicht. 

 

 

3. Abschnitt: Haushalt und Finanzen 
 

§ 5  Einnahmen, Mitgliederbeiträge 

 

(1) Die zur Erfüllung des Vereinszwecks notwendigen Mittel werden bestritten aus 

a) Mitgliedsbeiträgen 

b) Spenden, sonstigen Zuwendungen und Einnahmen 

c) Projektmitteln der öffentlichen Hand 

d) zweckgebundenen Mitteln. 

 

(2) Jedes Mitglied ist zur Zahlung eines Mitgliederbeitrages verpflichtet. Höhe und Fälligkeit  

 werden von der Mitgliederversammlung festgelegt. 

 

 

§ 6  Geschäftsjahr, Verwendung von Einnahmen 

 

(1) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 

(2) Alle Einnahmen (Beiträge, Spenden, Zuschüsse und etwaige Gewinne) dürfen nur zur  

Erreichung der satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine 

Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglied auch keine sonstigen Zuwendungen aus 

den Mitteln des Vereins. Ausscheidende Mitglieder haben keinerlei Anspruch auf das 

Vereinsvermögen. 
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4. Abschnitt: Organe des Vereins 
 

§ 7  Vereinsorgane 

 

Die Organe des Vereins sind: 

1. die Mitgliederversammlung 

2. die Vorstandschaft 

3. die Kassenprüfer 

 

 

§ 8  Die Mitgliederversammlung, Beschlussfassung 

 

(1) Die Mitgliederversammlung hat insbesondere folgende Aufgaben: 

a) Wahl des Vorstands, der Kassenprüfer und sonstigen Organe, 

b) Beschlussfassung über Beiträge, Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins, 

c) Entgegennahme des Jahresberichts sowie Entlastung des Vorstandes, 

d) Aufnahme bzw. Ausschluss von Mitgliedern. 

 

(2) Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahresversammlung) findet einmal pro Jahr statt. 

Zu dieser Versammlung sind alle Mitglieder vier Wochen vorher schriftlich unter Angabe 

der Tagesordnung zu laden. 

 

(3) Die Tagesordnung für die ordentliche Mitgliederversammlung muss folgende Punkte  

 enthalten: 

a) Bericht des Vorstandes 

b) Bericht des Kassenwarts 

c) Bericht der Kassenprüfer 

d) Wünsche und Anträge 

 

 Finden bei dieser Mitgliederversammlung Wahlen statt, so verändern sich die Punkte wie  

 folgt: 

d) Entlastung des Vorstandes 

e) Wahlen 

f) Wünsche und Anträge 

 

(4) Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der anwesenden Mitglieder  

beschlussfähig. 

Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei 

Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. 

Gewählt ist, wer die höchste Stimmenzahl erhält (relative Mehrheit). 

 

(5) Satzungsänderungen bedürfen einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden stimmberechtigten  

 Mitglieder. Die Tagesordnung muss hierfür einen eigenen Punkt enthalten. 

 

(6) Beschlüsse können auch durch Handaufheben gefasst und verabschiedet werden. Wahlen  

 erfolgen stets geheim und schriftlich. 

 

(7) Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung sowie des Vorstandes sind schriftlich  

niederzulegen. Diese Niederschriften sind vom Versammlungsleiter und dem Schriftführer 

zu unterzeichnen. 
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§ 9  Vorstandschaft, Geschäftsführung 

 

(1) Die Geschäftsführung des Vereins obliegt der Vorstandschaft. Sie führt die Beschlüsse der  

Mitgliederversammlung durch und entscheidet über alle Angelegenheiten, welche nicht 

durch die Mitgliederversammlung  geregelt werden. 

 

(2) Die Vorstandschaft besteht aus dem 1. Vorsitzenden, seinem Stellvertreter und dem 

Kassenwart. Diese werden von der Mitgliederversammlung für eine Amtszeit von zwei 

Jahren gewählt. Bei vorzeitigem Ausscheiden findet eine Nachwahl statt. 

 

(3) Im Rahmen der Satzung, der Beschlüsse der Mitgliederversammlung und der Vorstandschaft 

sind die einzelnen Vorstandsmitglieder für die laufende Vereinsarbeit wie folgt zuständig: 

 

a)  1. Vorsitzender 

 

Der 1. Vorsitzende vertritt den Verein nach außen und ist für alle Entscheidungen zuständig, die 

aufgrund Dringlichkeit einer schnellen Erledigung bedürfen, soweit sie nicht für den Verein von 

grundsätzlicher Bedeutung sind. Für dringliche Entscheidungen ist die Zustimmung der 

Vorstandschaft  nicht erforderlich. Die Vorstandschaft  ist über solche Entscheidungen jedoch zu 

unterrichten. 

Der 1. Vorsitzende führt außerdem den Vorsitz in der Mitgliederversammlung. 

 

b)  2. Vorsitzender 

 

Der 2. Vorsitzende vertritt den 1. Vorsitzenden bei dessen Verhinderung. Diese Einschränkung 

gilt nur im Innenverhältnis. 

 

c)  Kassenwart 

 

Der Kassenwart erledigt die Kassengeschäfte des Vereins. 

 

 

§ 10  Vertretung des Vereins nach außen 

 

Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind der 1. Vorsitzende der 2. Vorsitzende. Sie vertreten den 

Verein nach außen und zwar gerichtlich und außergerichtlich. Jeder ist allein 

vertretungsberechtigt. 

Im Innenverhältnis ist der 2. Vorsitzende zur Ausübung der Befugnisse des Vorstandes nur bei 

Verhinderung des 1. Vorsitzenden befugt. 

 

 

§ 11  Kassenprüfer 

 

(1) Die Kassenprüfung wird durch zwei Vereinsmitglieder vorgenommen. Sie prüfen mindestens  

 einmal jährlich die Kassenführung des Vereins. 

 

(2) Die Kassenprüfer werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren  

 gewählt. 
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5. Abschnitt: Änderung des Vereinszweckes, Auflösung des Vereins 
 

§ 12  Änderung des Vereinszweckes 

 

(1) Eine Änderung des Vereinszweckes kann nur in einer außerordentlichen Mitglieder- 

versammlung  beschlossen werden. Auf der Tagesordnung dieser Versammlung darf nur 

Punkt „Änderung des Vereinszweckes“ stehen. 

 

(2) Die Einberufung einer solchen Mitgliederversammlung  darf nur erfolgen, wenn dies 

a) die Vorstandschaft beschlossen hat oder 

b) 1/10 der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich verlangen. 

 

(3) Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens die Hälfte aller stimmberechtigten  

 Mitglieder anwesend ist. 

 

(4) Ist in dieser Versammlung weniger als die Hälfte aller stimmberechtigten Mitglieder  

anwesend, so ist zur Beschlussfassung über die Änderung des Vereinszweckes innerhalb von 

vier Wochen eine neue Mitgliederversammlung einzuberufen. Diese Versammlung ist ohne 

Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig. In der Einladung zu dieser 

zweiten Versammlung ist hierauf ausdrücklich hinzuweisen. 

 

(5) Die Änderung des Vereinszweckes kann nur mit einer Mehrheit von Dreiviertel der  

 anwesenden Mitglieder beschlossen werden. 

 

 

§ 13  Auflösung des Vereins 

 

(1) Die Vorschriften des § 12 gelten für die Auflösung des Vereins entsprechend. 

 

(2) Bei der Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke  

ist das Vermögen des Vereins dem Träger der „Sammlung Franz Pöggeler“ zuzuführen. Falls 

eine solche Trägerschaft nicht mehr besteht, fällt das Vermögen des Vereins an eine 

Körperschaft des öffentlichen Rechts oder an eine als gemeinnützig anerkannte Körperschaft 

zur Verwendung für Wissenschaft und Forschung. Beschlüsse über künftige Verwendung des 

Vermögens werden von der Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit gefasst; sie 

dürfen erst nach Einwilligung des Finanzamtes ausgeführt werden. 

 

 

 

 

 

Vorstehende Satzung, beschlossen am 30.09.1998, wurde am 06.12.2018 letztmalig geändert. 

 

 
 

Prof. Dr. Eva Matthes      Sylvia Schütze 

Erste Vorsitzende      Schriftführerin / Kassenwartin 


